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Centralbehörden. ’ 

574. Auf Grund des Zuſtändigkeitsgeſetzes be⸗ 
ſtimme ich im Einvernehmen mit dem dortigen Be⸗ 
zirksausſchuſſe, daß der Gemeindebezirk Hammer von 
dem Amtsbezirk Neu⸗Anspach im Kreife Friedeberg 
(Neumark) abgetrennt und mit dem Amtsbezirk 
Hammerheide in demſelben Kreiſe vereinigt wird. 

Berlin, den 20. Juni 1909. 
Der Miniſter des Innern. 
Regierungspräſident. 

Statut 


i ür 
die Gehren⸗Waltersdorfer Luch⸗Entwäſſerungs⸗ 
Genoſſenſchaft zu Gehren im Kreiſe Luckau. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen uſw., verordnen auf Grund der §§ 57 
und 65 des Geſetzes, betreffend die Bildung von 
Waſſergenoſſenſchaften, vom 1. April 1879 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 297), nach Anhörung der Beteiligten, 
was folgt: 

3 1. Die Eigentümer der dem Mellorationsgebiet 
angehörenden Grundſtücke in den Gemarkungen 
Gehren, Waltersdorf, Riedebeck und Goßmar werden 
zu einer Genoſſenſchaft vereinigt, um den Ertrag 
dieſer Grundſtücke nach Maßgabe des Meliorations⸗ 
planes des Meliorationsbauwarts Adolph vom 
1. Juli 1908 durch Entwäſſerung zu verbeſſern. 

Auf der zum Meliorationsplane gehörenden Karte 
iſt das Meliorationsgebiet mit einer grünen Linie 
begrenzt. In den zugehörigen Verzelchniſſen find 
die zum Meliorationsgebiete gehörigen Grundſtücke 
nachgewieſen. 

Karte und Verzeichniſſe werden unter Bezugnahme 
auf das genehmigte Statut beglaubigt und bei der 
Aufſichtsbehörde der Genoſſenſchaft niedergelegt. 
Beglaubigte Abzeichnung und Abſchrift erhält der 
Vorſteher der Genoſſenſchaft; er hat fie aufzubewahren 
und ſtets auf dem Laufenden zu erhalten. 
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Der Vorſtand hat die aufzuſtellenden beſonderen 
Meljorationspläne vor Beginn ihrer Ausführung 
der Aufſichtsbehörde zur Prüfung durch den Meli⸗ 
orationsbaubeamten und zur Genehmigung einzu⸗ 
reichen. 

Aenderungen des Meliorationsplanes, welche ſich 
als erforderlich herausſtellen, können vom Genoſſen⸗ 
ſchaftsvorſtande beſchloſſen werden. Der Beſchluß 
unterliegt der Prüfung des Meliorationsbaubeamten 
und bedarf der Genehmigung der Aufſichtsbehörde. 

Vor Erteilung der Genehmigung ſind diejenigen 
Genoſſen zu hören, deren Grundſtücke durch die 
Veränderung der Anlage betroffen werden. 

§ 2. Die Genoſſenſchaft führt den Namen: 
„Gehren⸗Walters dorfer Luch Entwäſſerungs⸗Genoſſen⸗ 
ſchaft“ und hat ihren Sitz in Gehren. 

8 3. Die Koſten der Herſtellung und Unterhaltung 
der gemeinſchaftlichen Anlagen werden von der Ge: 
noſſenſchaft getragen. 

Die zur zweckentſprechenden Nutzbarmachung der 
Melioration für die einzelnen Grundſtücke erforder⸗ 
lichen Einrichtungen, wie Umbau und Beſamung 
von Wieſen, Anlage und Unterhaltung beſonderer 


Zu⸗ und Ableitungsgräben und dergleichen, bleiben 


den betreffenden Eigentümern überlaſſen. Dieſe 
ſind jedoch gehalten, die im Intereſſe der ganzen 
Melioration getroffenen Anordnungen des Vorſtehers 
bei Vermeidung der geſetzlichen Zwangsmittel (8 54 
des Waſſergenoſſenſchaftsgeſetzes) zu befolgen. 

$ 4. Außer der Herſtellung der im Plane vor⸗ 
geſehenen gemeinſchaftlichen Anlagen liegt dem Ver⸗ 
bande ob, Binnen⸗Ent⸗ und Bewäſſerungsanlagen 
im Meliorationsgebiete, die nur durch Zuſammen⸗ 
wirken mehrerer Grundbeſitzer ausführbar ſind, zu 
vermitteln und nötigenfalls, nachdem der Plan 
und das Beitragsverhältnis von der Aufſichtsbehörde 
feſtgeſtellt ſind, auf Koſten der dabei beteiligten 
Grundbeſitzer durchführen zu laſſen. 

36 


188 


Die Unterhaltung derartiger Anlagen unterſteht 
der Aufſicht des Vorſtehers. 

8 5. Die gemeinſchaftlichen Anlagen werden 
unter Leitung des von dem Vorſteher auf Beſchluß 
des Vorſtandes anzunehmenden Genoſſenſchaftstech⸗ 
nikers ausgeführt und unterhalten. 

Der mit der Aufſicht betraute Techniker hat das 
Bauprogramm aufzuſtellen, die beſonderen Pläne 
auszuarbeiten, die für die Verdingung erforderlichen 
Unterlagen zu beſchaffen und zur Gehmigung vor⸗ 
zulegen, überhaupt alle für das zweckmäßige Inein⸗ 
andergreifen der Arbeiten notwendigen Maßnahmen 
rechtzeitig anzuregen und vorzubereiten, die Aus⸗ 
führung zu leiten und die für Aenderungs⸗ und 
Ergänzungsanträge, für Abſchlagszahlungen und für 
die Abnahme erforderlichen Unterlagen anzufertigen. 

Die Wahl des Technikers, der mit ihm abzu⸗ 
ſchließende Vertrag und die Bedingungen für die 
etwaige Vergebung der Hauptarbeiten unterliegen 
der Zuſtimmung des Meliorationsbaubeamten, dem 
der Beginn der Ausführungsarbeiten rechtzeitig an⸗ 
zuzeigen iſt. Auch im übrigen hat der Vorſtand 
in techniſchen Angelegenheiten während der Bau⸗ 
ausführung den Rat des Meliorationsbaubeamten 
einzuholen und zu berückſichtigen. 

Nach Beendigung der Ausführung hat der Melio⸗ 
rationsbaubeamte die Anlagen abzunehmen und hat 
feſtzuſtellen, ob das Unternehmen zweck- und plan⸗ 
mäßig und mit den von der Aufſichtsbehörde geneh⸗ 
migten Aenderungen ausgeführt iſt. Sollten hierbei 
Nachmeſſungen erforderlich ſein, ſo ſind ſie unter 
Leitung des Meliorationsbaubeamten von vereideten 
Technikern vorzunehmen; die Koſten dieſer Auf⸗ 
meſſungen ſind von der Genoſſenſchaft zu tragen. 

§ 6. Das Verhältnis, nach welchem die einzelnen 
Genoſſen zu den Genoſſenſchaftslaſten beizutragen 
haben, richtet ſich nach dem für die einzelnen Ge⸗ 
noſſen aus den Genoſſenſchaftsanlagen erwachſenden 
Vorteile. 

Zur Feſtſetzung dieſes Beitragsverhältniſſes wird 
ein Kataſter aufgeſtellt, in welchem die einzelnen 
Grundſtücke aufgeführt werden. Nach dem Ver⸗ 
hältniſſe des ihnen aus der Melioration erwachſen⸗ 
den Vorteils werden ſie in drei Klaſſen geteilt, und 
zwar ſo, daß ein Hektar 

der niedrigſten dritten Klaſſe mit dem einfachen, 

der zweiten Klaſſe mit dem zweifachen, 

der erſten Klaſſe mit dem dreifachen 
Beitrage heranzuziehen iſt. 

§ 7. Die Einſchätzung in dieſe Klaſſen erfolgt 
durch zwei vom Vorſtande zu wählende Sachver⸗ 
ſtändige unter Leitung des Vorſtehers. Bei 
Meinungsverſchiedenheilen gibt dieſer den Ausſchlag, 
wenn es ſich um Grundſtücke des Vorſtehers 
handelt, ſein Stellvertreter. Das Genoſſenſchafts⸗ 
kataſter iſt vier Wochen lang zur Einſicht der Ge⸗ 
noſſen in der Wohnung des Vorſtehers auszulegen. 
Die Auslegung iſt vorher ortsüblich in den Ge⸗ 


meinden, deren Bezirk ganz oder teilweiſe dem Ge⸗ 
noſſenſchaftsgebiet angehört, und in dem für die 
öffentlichen Bekanntmachungen der Genoſſenſchaft 
beſtimmten Blatte bekannt zu machen. 

Abänderungsanträge müſſen innerhalb der obigen 
Friſt ſchriftlich bei dem Vorſteher angebracht werden. 
Nach Ablauf der Friſt hat der Vorſteher die bei 
ihm eingegangenen Abänderungsanträge der Aufſichts⸗ 
behörde vorzulegen. Dieſe läßt unter Zuziehung 
der Beſchwerdeführer und eines Bertreters des Vor⸗ 
ſtandes die erhobenen Einwendungen durch die von 
ihr zu bezeichnenden Sachverſtändigen unterſuchen. 
Mit dem Ergebniſſe der Unterſuchung werden die 
Beſchwerdeführer und der Vertreter des Vorſtandes 
bekannt gemacht. Sind beide Teile mit dem Gut⸗ 
achten einverſtanden, ſo wird das Kataſter demgemäß 
feſtgeſtellt; andernfalls entſcheidet die Aufſichtsbehörde. 
Die bis zur Mitteilung des Ergebniſſes der Unter⸗ 
ſuchung entſtandenen Koſten ſind in jedem Falle 
von der Genoſſenſchaft zu tragen. Wird eine Ent⸗ 
ſcheidung erforderlich, ſo fallen die weiter erwachſenden 
Koſten dem unterliegenden Teile zur Laſt. 

Sobald das Bedürfnis für eine Nachprüfung des 
feſtgeſtellten oder berichtigten Kataſters vorliegt, kann 
ſie von dem Vorſtande beſchloſſen oder von der Auf⸗ 
ſichtsbehörde angeordnet werden. Das Verfahren 
richtet ſich nach den für die Feſtſtellung des Kataſters 
gegebenen Vorſchriften. 

$ 8. Im Falle einer Parzellierung find die 
Genoſſenſchaftslaſten nach dem im Statute vorge⸗ 
ſchriebenen Beteiligungsmaßſtabe durch den Vor⸗ 
ſtand auf die Trennſtücke verhällnismäßig zu ver⸗ 
teilen. Gegen die Feſtſetzung des Vorſtandes iſt 
innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde an die Auf⸗ 
ſichtsbehörde zuläſſig. 

$ 9. Die Genoſſen find verpflichtet, die Beiträge 
in den von dem Vorſtande feſtzuſetzenden Terminen 
zur Genoſſenſchaftskaſſe abzuführen. Bei verſäumter 
Zahlung hat der Vorſteher die fälligen Beträge bei⸗ 
zutreiben. 

§ 10. Jeder Genoſſe hat ſich die Einrichtung 
der nach dem Meliorationsplan in Ausſicht ge⸗ 
nommenen Anlagen, dieſe Anlagen ſelbſt und deren 
Unterhaltung, ſoweit ſein Grundſtück davon vorüber⸗ 
gehend oder dauernd betroffen wird, gefallen zu 
laſſen. 

Darüber, ob und zu welchem Betrage dem einzel⸗ 
nen Genoſſen hierfür, unter Berückſichtigung der 
ihm aus der Anlage erwachſenden Vorteile, eine 
Entſchädigung gebührt, entſcheidet, falls ſich ein 
Genoſſe mit dem Vorſteher nicht gütlich ver⸗ 
ſtändigen ſollte, das nach dieſem Statute zu bildende 
Schiedsgericht mit Ausſchluß des Rechtswegs. 

8 11. Längs der Hauptgräben muß ein Streifen 
von einem Meter Breite, vom oberen Rande der 
Böſchung an gerechnet, unbeackert bleiben. Dieſer 
Streifen und die Böſchungen dürfen nur durch Ab⸗ 
mähen, nicht aber als Weide genutzt und müſſen 
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von Bäumen, Sträuchern, Hecken und dergleichen 
freigehalten werden. 

Das Durchtreiben des Viehes durch die Gräben 
und das Tränken daraus iſt nur an den vom Vor⸗ 
ſtande beſonders dazu beſtimmten Stellen geſtattet. 

Bei der Räumung müſſen die Grabenanlieger 
den Auswurf, deſſen Eigentum ihnen zufällt, auf⸗ 
nehmen und binnen vier Wochen — wenn aber die 
Räumung vor der Ernte geſchieht, binnen vier 
Wochen nach der Aberntung des Grundſtücks — bis 
auf vier Meter vom Rande der Böſchung fortſchaffen. 

Zuwiderhandlungen unterliegen den geſetzlichen 
Ordnungsſtrafen (§ 54 des Waſſergenoſſenſchafts⸗ 
geſetzes). Außerdem iſt der Schaden, der an Ge⸗ 
noſſenſchaftsanlagen durch Uebertretung dieſer Vor⸗ 
ſchriften oder ſonſt durch Abſicht oder Fahrläſſigkeit 
entſteht, von dem hierfür haftbaren Genoſſen unter 
Beachtung der Weiſungen des Vorſtehers und bei 
Vermeidung zwangsweiſer Ausführung auf ſeine 
Koſten zu befeitigen. 

§ 12. Bei Abſtimmungen hat jeder beitragspflich⸗ 
tige Genoſſe mindeſtens eine Stimme. Im übrigen 
richtet ſich das Stimmenverhältnis nach dem Ver⸗ 
hältniſſe der Teilnahme an den Genoſſenſchaftslaſten, 
und zwar in der Weiſe, daß für je ein Hektar bei⸗ 
tragspflichtigen Grundbeſitzes 

der dritten Klaſſe eine Stimme, 

der zweiten Klaſſe zwei Stimmen, 

der erſten Klaſſe drei Stimmen 
gerechnet werden. Bruchteile einer Stimme, die ſich 
hiernach ergeben, werden auf die nächſthöhere volle 
Stimmenzahl abgerundet. Die Stimmliſte iſt dem⸗ 
gemäß von dem Vorſtande zu entwerfen und vier 
Wochen lang zur Einſicht der Genoſſen in der 
Wohnung des Vorſtehers auszulegen. Die Aus⸗ 
legung iſt vorher ortsüblich in den Gemeinden, deren 
Bezirk ganz oder teilweiſe dem Genoſſenſchaftsgebiet 
angehört und in dem für die öffentlichen Bekannt⸗ 
machungen der Genoſſenſchaft beſtimmten Blatte be⸗ 
kannt zu machen. 

Anträge auf Berichtigung der Stimmliſte ſind an 
keine Friſt gebunden. 

Jeder Genoſſe kann ſein Stimmrecht durch einen 
anderen, mit ſchriſtlicher Vollmacht verſehenen Ge⸗ 
noſſen ausüben. 

Miteigentümer eines Grundſtücks können ihr Stimm⸗ 
recht unr gemeinſchaftlich ausüben. Beteiligen ſich 
nicht ſämtliche Miteigentümer an der Abſtimmung, 
ſo gelten die Nichterſchienenen oder Nichtabſtimmenden 
als den Erklärungen der Erſchienenen zuſtimmend. 

In der Ausübung des Stimmrechts werden ver⸗ 
treten: 

1. Geſchäftsunfähige oder in der Geſchäftsfähig⸗ 
keit Beſchränkte durch ihren geſetzlichen Ver⸗ 
treter, 

2. Ehefrauen durch ihren Ehemann und 

3. juriſtiſche Perſonen durch ihre verfaſſungsmäßig 
berufenen Vertreter. 
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§ 13. Der Genoſſenſchaftsvorſtand beſteht aus 

a) einem Vorſteher, 

b) einem Stellvertreter des Vorſtehers und drei 

weiteren Beiſitzern. 

Die Vorſtandsmitglieder bekleiden ein Ehrenamt. 

Als Erſatz für Auslagen und Zeitverſäumnis 
erhält jedoch der Vorſteher eine von der General⸗ 
verſammlung feſtzuſetzende jährliche Entſchädigung. 

Die Mitglieder des Vorſtandes nebſt drei ſtell⸗ 
vertretenden Beifigern werden von der Generalver⸗ 
ſammlung auf ſechs Jahre gewählt. Die Wahl 
des Vorſtehers und ſeines Stellvertreters bedarf 
der Beſtätigung der Aufſichtsbehörde. 

Wählbar iſt jeder Genoſſe und jeder zur Aus⸗ 
übung des Stimmrechts befugte Vertreter eines 
Genoſſen, welcher im Beſitze der bürgerlichen Ehren⸗ 
rechte iſt. Die Wahl der Vorſtandsmitglieder wie 
der ſtellvertretenden Beiſitzer erfolgt in getrennten 
Wahlhandlungen für jede Stelle. Jeder Wähler 
hat dem Leiter der Generalverſammlung mündlich 
und zu Protokoll zu erklären, wem er ſeine Stimme 
geben will. Erhält im erſten Wahlgang eine Per⸗ 
ſon nicht mehr als die Hälfte aller abgegebenen 
Stimmen, ſo erfolgt eine engere Wahl zwiſchen 
denjenigen beiden Perſonen, welche die meiſten 
Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit 
entſcheidet das vom Vorſitzenden zu ziehende Los. 

Wahl durch Zuruf iſt zuläſſig, wenn kein Wider⸗ 
ſpruch erfolgt. Die Ausſcheidenden bleiben bis zur 
Einführung der neugewählten Mitglieder im Amte. 

§ 14. Die Gewählten werden von der Aufſichts⸗ 
behörde durch Handſchlag an Eidesſtatt verpflichtet. 

Zur Legitimation der Vorſtandsmitglieder und 
deren Stellvertreter ſowie zum Ausweis über den 
Eintritt des Falles der Stellvertretung dient eine 
Beſcheinigung der Aufſichtsbehörde. 

Der Vorſtand hält ſeine Sitzungen unter Vorſitz 
des Vorſtehers, der gleiches Stimmrecht wie die 
übrigen Vorſtandsmitglieder hat und deſſen Stimme 
im Falle der Stimmengleichheit entſcheidet. 

Zur Gültigkeit der gefaßten Beſchlüſſe iſt es 
erforderlich, daß die Vorſtandsmitglieder unter An⸗ 
gabe der Gegenſtände der Verhandlung geladen und 
daß mit Einſchluß des Vorſtehers mindeſtens zwei 
Drittel der Vorſtandsmitglieder anweſend ſind. 
Wer am Erſcheinen verhindert iſt, hat dies unver⸗ 
züglich dem Vorſteher anzuzeigen. Dieſer hat als⸗ 
dann einen ſtellvertretenden Belſitzer zu laden. 

Muß der Vorſtand wegen Beſchlußunfähigkeit zum 
zweiten Male zur Beratung über denſelben Gegen⸗ 
ſtand zuſammenberufen werden, fo find die erſchienenen 
Mitglieder ohne Rückſicht auf ihre Zahl beſchluß⸗ 
fähig. Bei der zweiten Zuſammenberufung foll 
auf dieſe Beſtimmung ausdrücklich hingewieſen 
werden. 

§ 15. Soweit nicht im Statut einzelne Ver: 
waltungsbefugniſſe dem Vorſtand oder der General⸗ 
verſammlung vorbehalten ſind, hat der Vorſteher 
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die ſelbſtändige Leitung und Verwaltung aller An⸗ 

gelegenheiten der Genoſſenſchaft. 

Insbeſondere liegt ihm ob: 

a) die Ausführung der von der Genoſſenſchaft her⸗ 
zuſtellenden Anlagen nach dem feſtgeſtellten 
Meliorationsplane zu veranlaſſen und zu beauf⸗ 
ſichtigen; 
über die Unterhaltung der Anlagen ſowie über 
die Wäſſerung, die Grabenräumung und die 
Nutzung, Beackerung und Bepflanzung der an 
die Gräben anſtoßenden Grundſtücksſtreifen, 
die Heuwerbung, die Hütung auf den Wieſen 
und dergleichen mit Zuſtimmung des Vorſtandes 
die nötigen Anordnungen zu treffen und die 
etwa erforderlichen Ausführungsvorſchriften zu 
erlaſſen; 

e) die vom Vorſtande feſtgeſetzten Beiträge auszu⸗ 
ſchreiben und einzuziehen, die Zahlungen auf 
die Kaſſe anzuweiſen und die Kaſſenverwaltung 
mindeſtens zweimal jährlich zu revidieren; 

d) die Voranſchläge und Jahresrechnungen dem 
Vorſtande zur Feſtſetzung und Abnahme vor⸗ 
zulegen; 

e) die Beamten der Genoſſenſchaft zu beaufſichtigen 
und die Unterhaltung der Anlagen zu über⸗ 
wachen; 

f) die Genoſſenſchaft nach außen zu vertreten, den 
Schriftwechſel für die Genoſſenſchaft zu führen 
und ihre Urkunden zu unterzeichnen. Zur Ab⸗ 
ſchließung von Verträgen hat er die Geneh⸗ 
migung des Vorſtandes einzuholen. Zur 
Gültigkeit der Verträge iſt dieſe Genehmigung 
nicht erforderlich; 
die nach Maßgabe des Statuts und der Aus⸗ 
führungsvorſchriften von ihm angedrohten und 
feſtgeſetzten Ordnungsſtrafen, die den Betrag 
von dreißig Mark jedoch nicht überfleigen dürfen, 
ſowie Koſten (58 7 und 20) zur Genoſſen⸗ 
ſchaftskaſſe einzuziehen. 

$ 16. Die genoſſenſchaftlichen und die in 9 4 
Abſ. 1 bezeichneten Anlagen werden nach der Fertig⸗ 
ftellung in regelmäßige Schau genommen, die jährlich 
zweimal, im Frühjahr und im Herbſte, ſtattzufinden 
hat. Der Schautermin wird nach Benehmen mit 
der Aufſichtsbehörde und dem Meliorationsbau⸗ 
beamten von dem Vorſteher möglichſt vier Wochen 
vorher anberaumt und auf ortsübliche Weiſe recht⸗ 
zeitig bekannt gemacht. Der Vorſteher leitet die 
Schau. Die übrigen Vorſtandsmitglieder ſind dazu 
einzuladen. 

Auch die anderen Genoſſen ſind berechtigt, an der 
Schau teilzunehmen. 

Das Ergebnis der Schau iſt in einem Protokolle, 
für deſſen Aufbewahrung der Vorſteher zu ſorgen 
hat, niederzulegen. Die Aufſichtsbehörde iſt befugt, 
dle Arbeiten, welche nach techniſchem Ermeſſen zur 
Unterhaltung der der Schau unterliegenden Anlagen 
nolwendig ſind, erforderlichenfalls auf Koſten der 


b 


— 


— 


8 


Genoſſenſchaft ausführen zu laſſen. Ueber Be⸗ 
ſchwerden gegen ſolche Anorduungen der Aufſichts⸗ 
behörde entſcheidet der Regierungspräſident endgültig. 

8 Die Verwaltung der Kaſſe führt ein 
Rechner, welcher von dem Vorftand auf ſechs Jahre 
gewählt und deſſen Entſchädigung vom Vorſtand 
feſtgeſtellt wird. Die Auffihtsbehörde kann jederzeit 
die Entlaſſung des Rechners wegen mangelhafter 
Führung anordnen. Dies iſt bei Anſtellung des 
Rechners durch Vertrag anszubedingen. 

$ 18. Der gemeinſamen Beſchußfaſſung der Ge⸗ 
noſſen unterliegen: 

1. die Wahl der Vorſtandsmitglieder und deren 

Stellvertreter; 0 

2. die Feſtſetzung der dem Vorſteher zu gewähren⸗ 

den Entſchädigung; 

3. die Wahl der Schiedsrichter und deren Stell— 

vertreter; 

4. die Abänderung des Statuts. 

$ 19. Die erſte zur Beſtellung des Vorſtandes 
erforderliche Generalverſammlung beruft die Auf⸗ 
ſichtsbehörde, welche auch zu den in dieſer Verſamm⸗ 
lung erforderlichen Abſtimmungen eine vorläufige 
Stimmliſte nach den Flächenangaben des Grund⸗ 
ſtücksregiſters des Genoſſenſchaftsgebiets aufzu⸗ 
ſtellen hat. 

Die weiteren Generalverſammlungen ſind in den 
geſetzlich vorgeſchriebenen Fällen (8 60 des Waſſer⸗ 
genoſſenſchaftsgeſetzes) durch den Vorſtand, im 
übrigen aber durch den Vorſteher, und zwar min⸗ 
deſtens alle fünf Jahre, zuſammenzuberufen. 

Die Einladung erfolgt unter Angabe der Gegen⸗ 
ſtände der Verhandlung durch das für die öffent⸗ 
lichen Bekanntmachungen der Genoſſenſchaft beſtimmte 
Blatt und außerdem durch ortsübliche Bekannt⸗ 
machung in denjenigen Gemeinden, deren Bezirk 
ins Genoſſenſchaftsgebiete ganz oder teilweiſe an⸗ 
gehört. 

Zwiſchen der Einladung und der Verſammlung 
muß ein Zwiſchenraum von mindeſtens zwei Wochen 
liegen. . 

Die Verſammlung iſt ohne Rückſicht auf die Zahl 
der Erſchienenen beſchlußſählg. 

Der Vorſteher führt den Vorſitz. 

Die Generalverſammlung kann auch von der Auf⸗ 
ſichtsbehörde zuſammenberufen werden. In dieſem 
Falle führt ſie oder der von ihr ernannte Kommiſſar 
den Vorſitz. 

§ 20. Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mit- 
gliedern der Genoſſenſchaft über das Eigentum an 
Grundſtücken, über das Beſtehen oder den Umfang 
von Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungs⸗ 
rechten oder über etwaige, auf beſonderen Rechts⸗ 
titeln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der 
Parteien entſtehen, gehören zur Entſcheidung der 
ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden alle anderen Beſchwerden, welche 
die gemeinſamen Angelegenheiten der Genoſſenſchaft 
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oder die vorgebliche Beeinträchtigung einzelner Ge⸗ 
noſſen in ihren durch das Statut begründeten 
Rechten betreffen, von dem Vorſteher unterſucht und 
entſchieden, ſoweit nicht nach dem Statut oder nach 
geſetzlicher Vorſchriſt eine andere Stelle zur Ent⸗ 
ſcheidung berufen iſt. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtehers ſteht, ſofern 
nicht eine andere Behörde ausſchließlich zuſtändig iſt, 
jedem Teile die Anrufung der Entſcheidung eines 
Schiedsgerichts frei, welche binnen 2 Wochen, von 
der Bekanntmachung des Beſcheides an gerechnet, 
ſchriftlich bei dem Vorſteher angemeldet werden muß. 
Die Koſten dieſes Verfahrens ſind dem unterliegenden 
Teile aufzuerlegen. 

Das Schiedsgericht beſteht aus einem Vorſitzenden, 
welchen die Aufſichtsbehörde ernennt, und aus zwei 
Beiſitzern. Dieſe werden nebſt zwei Stellvertretern 
von der Generalverſammlung nach Maßgabe der 
Vorſchriften des Statuts gewählt. Wählbar iſt jeder 
der in der Gemeinde ſeines Wohnortes zu den 
öffentlichen Gemeindeämtern wählbar und nicht Mit⸗ 
glied der Genoſſenſchaft iſt. 

Wird ein Schiedsrichter mit Erfolg abgelehnt, 
worüber im Streitfalle die Auſſichtsbehörde endgültig 
entſcheidet, fo iſt der Erfagmann aus den gewählten 
Stelloertretern oder erforderlichenfalls aus den wähl⸗ 
baren Perſonen durch die Aufſichtsbehörde zu beſtimmen. 

$ 21. Die von der Genoſſenſchaft ausgehenden 
Bekanntmachungen ſind unter ihrem Namen (8 2) 
zu erlaſſen und vom Vorſteher zu unterzeichnen. 

Die für die Oeffentlichkeit beſtimmten Bekannt⸗ 
machungen der Genoſfenſchaft werden in das Kreis⸗ 
blatt des Kreiſes Luckau aufgenommen, ſofern nicht 
die ortsübliche Bekanntmachung allein durch dieſes 
Statut vorgeſchrieben iſt. 

§ 22. Soweit die Aufnahme neuer Genoſſen 
nicht auf einer dem 8 69 des Waſſergenoſſenſchafts⸗ 
geſetzes entſprechenden rechtlichen Verpflichtung beruht, 
kann ſie auch im Wege der Vereinbarung auf den 
Antrag des Aufzunehmenden durch Vorſtandsbeſchluß 
erfolgen. Der Beſchluß bedarf der Zuſtimmung 
der Auſſichtsbehörde. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen 
Unterſchrift und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben: Neues Palais, den 1. Juni 1909. 

(L. S) gez. Wilhelm R. 
993: Beſeler. von Arnim. 


Frankfurt a. O., den 12. Juli 1909. 
Der Reglerungspräſident. 

576. Es find Zweifel darüber entftanden, welcher 
Kreistlerarzt zur Unterſuchung folder Kadaver ſeuche⸗ 
verdächtiger Tiere zuſtändig iſt, die aus dem Seuche⸗ 
orte nach einer im Nachbarkreiſe gelegenen Abdeckerei 
geſchafft worden ſind. 

Um ſolchen Zweifeln künftig zu begegnen, be⸗ 
ſtimme ich hiermit folgendes: 

Die Vornahme der gedachten Amtsverrichtung 


liegt dem beamteten Tierarzte desjenigen Kreiſes 
ob, zu deſſen Bezirk die Abdeckerei gehört. Den 
Auftrag zur Ausführung der Unterſuchung hat die 
für die Abdeckerei zuſtändige Ortspollzeibehörde zu 
erteilen. Dasſelbe Verfahren iſt auch dann anzu⸗ 
wenden, wenn es ſich um Kadaver aus einem benach⸗ 
barten Landespolizeibezirke handelt. 

Der beamtete Tierzarzt iſt verpflichtet, von dem 
Ergebniffe feiner Unterſuchung auf ſchnellſtem Wege 
der Ortspolizeibehörde ſowohl als auch dem Kreis⸗ 
Uerarzte, aus deren Bezirke das von ihm unterfuchte 
Tier ſtammt, ſofort Mitteilung zu machen. 

Im veterinär polizeilichen Intereſſe iſt es hingegen 
nicht zuläſſig, ſeuchekranke oder verdächtige Tiere, 
welche auf polizeiliche Anordnung zu töten ſind, 
nach Abdeckereien benachbarter Kreiſe bezw. Bezirke 
zu verbringen. Sind in dleſen Fällen in einem 
Kreiſe keine Abdeckereien vorhanden, in denen eine 
unſchädliche Beſeitigung von Seuchekadavern ausführ: 
bar iſt, ſo iſt die Tötung und eine elwa notwendig 
werdende Obduktion am Seucheort ſelbſt vorzunehmen. 

Die Kreislierärzte und Polizeibehörden werden 
angewieſen, vorkommenden Falles hiernach genau 
zu verfahren. Frankfurt a. O., den 10. Juli 1909. 
(I. Bg. 3884.) Der Regierungspräſident. 
577. Dem Zbweigvereine des Vaterländiſchen 
Frauenvereins für Sternberg und Umgegend in 
Sternberg i. M. iſt die Erlaubnis zum Gebrauch 
des Roten Kreuzes erteilt worden. 

Frankfurt a. O., den 14. Juli 1909. 

(1 A. 3912.) Der Reglerungspräſident. 
578. Die laut Erlaß vom 29. März 1906 — 
IVe 4076 — dem Hilfskomitee für deutſche Rück⸗ 
wanderer aus Rußland zu Oſtrowo erteilte Ermächti⸗ 
gung zur Ausſtellung von Auswelſen für deutſche 
Rückwanderer aus Rußland, wird auf die in Berlin 
gegründete Zentralſtelle für die Ueberwachung und 
Leitung der unter den Deutſchen im Auslande be⸗ 
ſtehenden Rückwandererbewegung ausgedehnt. 

Berlin, den 30. Juni 1909. 

Der Miniſter des Innern. 

Den Herren Landräten und ſtädtiſchen Polizei⸗ 
verwaltungen unter Bezugnahme auf die Rund⸗ 
verfügung vom 7. April 1906 — 1 A. 3059 — 
zur Beachtung. Frankfurt a. O, 15. Juli 1909. 
(1A. 3885.) Der Regierungspräfident. 
579. Die Herren Landräte weiſe ich zufolge eines 
Auftrages des Herrn Miniſters auf die im Deutſchen 
Fahndungsblatt veröffentliche Bekanntmachung vom 
15. Juni 1909, betreffend die Ergreifung des Raub⸗ 
mörders Auguſt Sternickel, mit dem Erſuchen hin, 
ſämtliche unkerſtellten Landgendarmen auf dieſe Be⸗ 
kanntmachung beſonders hinzuweiſen und ihnen die 
ſorgfältigſten und eingehendſten Nachforſchungen nach 
Maßgabe der Bekanntmachung in ihren Patrouillen. 
bezirken zur beſonderen Pflicht zu machen. 

Frankfurt a. O., den 10. Juli 1909. 

(J. M 1401.) Der Regierungspräſident. 
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580. Nachdem bei der Abſtimmung zwei Drittel 
der beteiligten Geſchäfts inhaber ſich dafür erklärt 
haben, ordne ich nach Anhörung des Magiſtrats 
gemäß 8 139 f Abſatz 2 der Gewerbeordnung in 
der Faſſung vom 26. Juli 1900 für die Stadt⸗ 
gemeinde Finſterwalde hierdurch an, daß die offenen 
Verkaufsſtellen der ſämtlichen Ladengeſchäfte, vorbe⸗ 
haltlich der nach § 139 e zugelaſſenen verlängerten 
Verkaufszeit, während des ganzen Jahres mit Aus⸗ 
nahme der Sonnabende von 8 Uhr abends ab für 
den geſchäftlichen Verkehr geſchloſſen ſein müſſen. 
Dieſe Anordnung tritt mit dem Tage ihrer Ver⸗ 
öffentlichung in Kraft. 

Frankfurt a. O., den 10. Juli 1909. 

(I. Bg. 3125.) Der Regierungspräfident. 
581. Der Verband deutſcher Brieftauben Liebhaber: 
Vereine hat für das Abſchießen und Fangen von 
Wanderfalken, Hühnerhabichten und Sper⸗ 
berweibchen für 1909 eine Prämle von 3500 M. 
ausgeſetzt. Dieſe 3500 Mark gelangen Anfang De⸗ 
zember 1909 zur Verteilung, und zwar 2900 Mark 
nach dem Verhältnis der eingelieferten Fänge, 
während die weiteren 600 Mark als Sonder: 
prämien an die höchſtbeteiligten Schützen 
verteilt werden. Wer an dieſer Sonderprämle teil: 
nehmen will, hat eine Beſcheinigung des Vorgeſetzten 
oder der Ortsbehörde beizufügen, daß die betr. 
Raubvögel von ihm ſelbſt erlegt find. 

Für jedes Paar Wanderfalkenfänge wird 
außerdem eine Prämie von 1 Mark vorab 
gezahlt. 

Zur Erhebung eines Anſpruches an dieſe Prämien 
müſſen die „beiden Fänge“ eines Raubvogels, 
nicht der ganze Raubvogel, bis ſpäteſtens 
Ende November 1909 dem Generalſekretär des 
Verbandes W. Dördelmann zu Hannover 
Linden portofrei eingeſandt werden. 

Die Läufe ſind bis kurz über dem erſten Gelenk 

7 ſodaß ein kleiner Federkranz ſtehen 
bleibt. 
Es wird gebeten, die Fänge zu ſammeln und der 
Portoerſparnis halber zuſammen einzuſenden; bei 
kleineren Poſten empfiehlt ſich Briefſendung oder 
Muſter ohne Wert. Vor der Abſendung wolle man 
die Fänge gut dörren. 

Sendungen, die irgendwelche Spur von Ver⸗ 
weſung verraten, kommen nicht in Anrechnung. 

Nur die Fänge obengenannter Raubvogel können 
Berückſichtigung finden. 

Frankfurt a. O, den 7. Juli 1909. 

(Bg. 3993.) Der Regierungspräſident. 

582. Durch Erlaß des Herrn Miniſters für Handel 
und Gewerbe vom 21. Juni d. Js. S. Nr. III 5144 
iſt den Dampfkeſſelüberwachungsvereinen und Dampf⸗ 
keſſelbeſitzern für die nach § 4 Ziffer 1 der Polizei 
verordnung, betreffend Aufſtellung, Beſchaffen heit 
und Betrieb von beweglichen Kraftmaſchinen vor⸗ 
geſchriebene Prüfung und etwa erforderliche Aus⸗ 


wechſelung von Funkenfängern eine Friſt bis zum 
1. Juli 1910 gewährt worden. 

Frankfurt a. O., den 9. Juli 1909. 
(Bg. 4027.) Der Regierungspräſident. 
583. Die Vorſitzenden der Kreisausſchüſſe und die 
Standesbeamten des Bezirks mache ich erneut auf 
die genaue Beachtung der Beſtimmungen des Rund⸗ 
erlaſſes des Herrn Miniſters des Innern vom 
27. Februar 1880 — (Min.⸗Blatt S. 73) — ver⸗ 
öffentlicht im Regierungsamtsblatt von 1880 Stück 12 
Seite 79 — aufmerkſam. Hiernach iſt Anträgen 
auf Befrelung vom Aufgebot ſtets eine gutachtliche 
Aeußerung des Standesbeamten, ſowie eine Be⸗ 
ſcheinigung desſelben darüber beizufügen, daß die 
Prüfung der Verhältniſſe ein materielles Hindernis 
nicht ergeben habe. 

Frankfurt a. O., den 14. Juli 1909. 
(I D. 406.) Der Reglerungspräſident. 

Bekanntmachungen anderer Behörden. 
584. In der in Stück 26 dieſes Amtsblatts ent⸗ 
haltenen Ausloſungsbekanntmachung der Königlichen 
Direktion der Rentenbank zu Berlin vom 15. Mai 
d. Js. iſt zu leſen bei den Rentenbriefen Litt. D 

nach Nr. 12505 ſtatt 12717 die Nr. 12718, 

„ „ 13648 ſtatt 13688 die Nr. 13689, 
„ „ 14392 ſtatt 14469 die Nr. 14467. 
Berlin, den 14. Juli 1909. 
Königliche Direktion 
der Rentenbank für die Provinz Brandenburg. 
Perſonaluachrichten. 

585. Dem Eichungsinſpektor Dr. Barezynski in 
Magdeburg iſt die Stelle des Eichungsinſpektors für 
die Provinz Brandenburg und den Stadtkreis Berlin 
übertragen worden. 
586. Dem Küſter und Lehrer Friedrich Werblow 
in Stenzig, Diözeſe Frankfurt I, iſt der Titel Kantor 
verliehen. 
587. Seine Majeftät der Kaifer und König haben 
dem Krelsarzt, Medizinalrat Dr. Schlüter in Arns⸗ 
walde den Roten Adler⸗Orden vierter Klaſſe zu 
verleihen geruht. 
588. Der Königliche Seminar⸗Oberlehrer Moſen⸗ 
thin in Rendsburg iſt zum Königlichen Seminar⸗ 
direktor ernannt und ihm vom 1. Juli ds. Js. ab 
das Direktorat des Lehrerſeminars und Waiſen⸗ 
hauſes in Neuzelle verliehen worden. 
589. Der Landmeſſer Starezewski ift von 
Soldin nach Greifswald verſetzt. 
590. Verſetzt Poſtdirektor Dicke v. Cüſtrin n. 
Alteneſſen, Hardt v. Jüterbog n. Cüſtrin. Geſtorben 
Ober⸗Poſtaſſiſtent Hübner in Schwiebus. 
591. Erledigt iſt die 3. Pfarrſtelle zu Witten⸗ 
berge, Didzefe Perleberg, welche unter dem Patro⸗ 
nate des Magiſtrats von Wittenberge ſteht, durch 
1500 des Pfarrers Schulz zum 1. Auguſt 


592. Der bisherige Pfarrer in Atmagea in Ru⸗ 
mänien Paul Erich Darſow iſt zum Pfarrer der 
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Parochie Petersdorf, Diözeſe Sternberg II beſtellt 
worden. 

593. Im Kammergerichtsbez. im Juni 1909: (Lg., 
Ag. = Lande, Amtsgericht, B = Berlin.) Dem 
Senatspräſ. Geh. O.⸗Juſtizrat Pütter iſt beim 
Uebertritt i. d. Ruheſtand der Stern z. Kronenorden 
II. Kl. verliehen. Ernannt z. Lg.⸗Räten die Land⸗ 
richter Muftiol, Heſſe, Jauernik, Nitze und 
Haſſelbach b. Lg. IB, Dr. Sadrozinski und 
ꝗKehrl b. Lg. II B, Dr. Freytag, Dümde, 
Baatz, Dr. Hackenthal u. Spener b. Lg. II B, 
z. Ag.⸗Räten: die Amtsrichter Matz i. Coepenick, 
Dre wello i. Strausberg, Karl Meyer u. Weſſel 
i. Charlottenburg, Foerſter i. Fürſtenwalde, 
Burchardt i. Rathenow, Hirſchberg i. Potsdam, 
4. Landrichter: der Gerichtsaſſ. Karl Friedlaender 
i. Cottbus, z. Amtsrichtern: die Geraſſ. Hoernlein 
i. Angermünde, Haack in Alt⸗Landsberg, Niclas 
i. Croſſen, Dr. Ernſt Müller i. Rheinsberg, 
Dr. Silex i. Königsberg Nm., Licht i. Calau, 
Adalbert Lehmann i. Reppen, Dr. Ernſt Levy 
i. Oranienburg, Dr. Nacke i. Luckau, z. Handels⸗ 
richtern: die Kaufleute Osk. Haaſe u. Herm. Haufen 
i. B b. Lg. IB, Ad. Hegewaldt i. Charlottenburg, 
Rich. Blumenfeld u. Heinr. Neudeck, i. B. Georg 
Jackwitz i. Dt. Wilmersdorf, die Rentiers Albert 
Hoffſtaedt i. Charlottenburg u. Herm. Cohn 1. 
Dt. Wilmersdorf, Bankier Moritz Potocky⸗Nelken, 
Kommerzienrat Gerſon Simon i. Charlottenburg 
Lg. III B, z. ſtellv. Handelsr.: der Kaufmann u. 
Eſswerksbeſ. Hugo Fournier i. Tegel Lg. III 
B, z. ſtellb. Handelsr.: die Kaufleute Franz Solon 
u. Wilh. Leſchziner B Lg I, Ludw. Sommer⸗ 
feld i. Charlottenburg, Sall Segall 1. Dt. 
Wilmersdorf, der Kfm. u. Ingenieur Erich Becker 
i. Reinickendorf b. Lg. III B, Verſetzt: Landrichter 
Meyer a. Poſen n. Neu⸗Ruppin. Dem Lg.⸗Dir. 
Liebe now Lg. III B iſt die Genehmigung zur An⸗ 
nahme u. Anlegung des ihm verl. Offizierkreuzes 
des Kgl. Rumäniſchen Ordens „Stern von Rumä⸗ 
nien“ erteilt. Ldgr., Geh. Juſtizr. Dietz Lg. I 
B ift geſtorben. Ernannt: z. Staatsanw.⸗Rat Staats: 
anw. Porzelt b. Staatsanw. I B, z. Staatsan- 
wälten Geraſſ. Thoß i. Neu⸗Ruppin u. Geberti. 
Cottbus, zu Amtsanwſtellv. Rentier Hermann Koch 
i. Belzig u. Agſekr. Krug i. Bielenzig. J. d. Lifte 
der Rechtsanw. ſind a) eingetr.: die Ra Dr. Ernſt 
Herzberg a. B b. Ag. Rixdorf m. d. Wohnſitz i. Britz, 
Nehring a. Niesky b. Ag. i. Senftenberg, die 
Geraſſ. Martin Mahnke, Konrad Neitzke u. 
Dr. Max Cohn b. Lg. I B, Dr. Wenzel Gold⸗ 
baum b. Lg. III B m. d. Wohnſitz J. Charlotten⸗ 
burg, Dalichow b. Lg. i. Frankfurt a. O., 
b) gelöſcht: die Ra. Ferber b. Ag. i. Senften⸗ 
berg, Dr. Schuppenhauer b. Ag. i. Bernau, 
Dr. Kurt Müller b. Ag. i. Sorau N. L. Z. Notar 
ernannt: Ra. Dr. Erich Pretſch i. Branden⸗ 
burg a. H. Dem Ra. Juſtizrat Dr. Schwering 


i. B iſt der Charakter als Geh. Juſtizr. verliehen. 
Ra. u. Notar Geh. Juſtizrat Ernſt Haack i. B ift 
geſt. Z. Geraſſ. find ernannt die Referendare: 
Dr. Wieland, Dr. Hans Landsberg, v. Schütz, 
Wittkowsky, Dr. Kieſchke, Saebiſch, Wilh. 
Krauſe, Dr. v. Eckartsberg, Mebes, Würtz, 
Dr Moebius, Dr. Puppe, Dr. Bernſten, 
Dr. Walter Krüger, Gentzke, Dr. Grothe, 
Happek, Gallenkamp, Fortong, Dr. Schade. 
Geraſſ. Jager iſt inf. Ernennung z. Kriegegerichts⸗ 
rat a. d. Juſtizdienſt ausgeſchieden. Geraſſ. Dr. Menzel 
iſt i. d. Oberldsgbez. Kiel verſeßt. Z. Referendaren 
ernannt: Marggraf, Hoelg, Heydtmann, 
Welchmann, Belwe, Boͤdiker, Trautmann, 
Grandke, Eckſtein, Schwandt, Dr. phil. Lieb⸗ 
knecht, Ulrich, Müller, Bommer, Rahn, Eich, 
Euß, Stäuber, Ziegel, Löſer. Aus dem Juſtizdienſt 
entlaſſen die Referendare: Gaſt, Dr. v. Buſchka 
u. Eckart. Geſtorben ſind die Ref: Hahne, 
Dr. Schadenberg, Reinhard Ehrlich, Otto 
Schroeder u. Dr. Drabig. Mittlere Beamte: 
Ernannt: z. Gerſchreiber: die ſtänd. Bureauhilfsarb. 
Aktuare Lenz v. d. Amtsanwaltſchaft B-Mitte 
Ag. 1. Llebernſe, Obermeyer v. derſ. Behörde 
b. Ag. Wend. Buchhol:, Paulick v. B-Mitte b. 
Ag. Forſt i. L., Johannes Ltermann i. Friedeberg b. 
Ag. daf., Rud. Müller v. Amtsanwaltſchaft i. Rix⸗ 
dorf b. Ag. Soldin, Eue v. Ag. B. Mitte b. Ag. 
Müncheberg, z. Rendanten b. d. Gerichtskaſſe B- 
Schöneberg: Einnehmer b. Gerichtskaſſe B. Tempel⸗ 
hof, Agſekr. Ihlenfeld, z. Kanzliſten d. Kanzleigeh. 
Heitzmann. Verſetzt: Ldgſekr. Kalle v. Lg. II B, 
Agſekr. Conrardy a. Lieberoſe a. Ag. B⸗Schöne⸗ 
berg, Agſekr. Franz Schulz v. Ag. B⸗Schöneberg 
a. Lg. II B, Grüß a. Storkow und, Stebert a. 
Lübben a. Lg. I B, Müller a. Wend. Buchholz 
a. Ag. B-Tempelhof, Domann aus Soldin a. 
Ag. B:Mitte, Ritter a. Friedeberg Nm.“ u. 
Schröder a. Neuwedell a. Ag. i. Charlottenburg, 
Lefévre a. Rixdorf a. Ag. i. Storkow, Inſpektaſſiſt. 
Conrady v. Strafgef. Plötzenſee a. Gerichtsgef. 
i. Lyck, die Gerichtsvollzieher Langhammer a. 
Nauen, Pfandt v. Ag. B⸗Wedding u. Kaiſer a. 
Trittau a. Ag. B⸗Mitte, Keller a. Droſſen a. 
Ag. B-Wedding, Woche a. Lychen a. Ag. Reetz, 
Guſtav Meyer a. Reetz a. Ag. Lychen, Jückſtock 
a. Pinneberg a. Ag. Nauen, Köhler a. Arns⸗ 
walde a. Ag. Droſſen. Agſekr. Hans Korth v. 
Ag. in Weferlingen i. i. d. Kammergbez. über⸗ 
nommen u. d. Ag. i. Rixdorf z. Beſchäftigung über⸗ 
wieſen. Agſekr. Bruno Schuhmacher v. Ag. B⸗ 
Wedding i. a. |. Antrag entlaſſen. Gerichts vollz. 
Berthold Schmidt i. Rixdorf iſt d. Kronenorden 
IV. Klaſſe verliehen. Geſtorben: Logſekr. Birk⸗ 
holz und Lüdke v. Lg. I B, der Agſekr. Jo⸗ 
hannes Müller v. Ag. B- Schöneberg, Agaſſiſt., 
Gerſekr. Poſemann v. Ag. B⸗Mitte, Gervollz. 
Berthold Schulz v. Ag. B-Mitte. 
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594. Verwaltungsergebniſſe der Land⸗Feuerſozietät der Provinz Brandenburg für das Rechnungs⸗(Kalender)⸗Jahr 1908 8 22° der Satzung v. 3 6. 01. 


c BE Bier a 


Ginnahme I gib. Ausgabe Bemer⸗ 
e Nr.] Titel der Rechnun 1908 kungen 
Pf. Mark Pf. 
1. Beſtand aus voriger Rechnung (mit | Ser ehemeißericuie I. Reſte aus voriger Rechnung. 303243 78 
Einſchluß N 303145 10 mahıma an fi mie folgt || 2. | Entfhädigungsgelder (mit Einſchluß 
2. Beiträge für id Fond 1231658 N. der Schätzungskoſten) für 
5 N . M. eres Er a) Immobiliar 1750936,94 M. 
b) Mobiliar . 81454705 E b) Mobiliar . 74651768. 
zusammen (-P) 3054676160 % ee zuſammen (2-5) 249745462 8 
3. Sonſtige Einnahmen 228683: (erwen, 3. Für gemeinnützige Zwecke. 9371092 3 
4. Aus der Rückverſicherunng 1048211700 mM 4 Br be 315472 2 
eher ee 4. Sonſtige Ausgaben 72 2 
Verglichen { Summe 442890128 5. An die Rüdverfiherung - » - 6410340 CE 
SUR der Ausgabe 4304984 70 6. Verwaltungskoſten 44765626 2 8 
Ergibt Mehr⸗ Einnahme 12391658 Summe . 4304984 70 2 
8 
Sozietäts Vermögen am Schluſſe des Jahres 1908. 5 
k ͤ— —— —ꝛ— —w4ä ——n q — ———— — = 
| ne 
1. Beſtand aus voriger Rechnung | 1. | Eritattete Eintrittsgelder . — 
a) Wertpapiere zum Ankaufswert 1703005 10) Die Wertpapiere (lfd. Summe 33 
b) Hypothekariſche Ausleihungen. 36579 — Mt, ia) haben einen er 
k N ö urs wert von 8 
3. Beitragsüberſchuß . 12391658 1563553,.— M. 38 
f„ßœ 12.07 Te 358 
5. Sonſtige Einnahmen 15 — 388 
5 Summe 259191787 | 25 
verglichen „ der Ausgabe 66 35 83 
| A 
Bleibt Vermögen 2591851 52 5 
Hierzu Wert des Inventars 8142 63 | 5% 
Geſamtvermögen 2599994 15 | 83 
| 52 
132 
STS ͤ ²˙ A ner Inge TIUR Zahl der Schäden im Jahre 1908: 1230, davon durch 8 
98 Blitzſchlag 281 
1 Smmobilier. © 2 = = =» 1209199500 de ai 
Mobiliar (ohne Mieten) . .|__343631125 
Im ganzen. .| 15562830625 
Verglichen mit 1907 | 1486966475 Berlin, den 8. Juli 1909. 
Ergibt Zugang. 115865150 0 
Außerdem beſtanden Mietenverſiche⸗ Der Generaldirektor 


rungen bei der Soziettt 11762900 der Land⸗Feuerſozietät der Provinz Brandenburg. 


